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Der Bundesminister der Finanzen 

IVC/3 - S 3106 - 33/58 


Bonn, den 7. Januar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Auswirkung des Gesetzes zur Änderung steuerredit- 
lidier Vorschriften 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 738 — 


Ich beehre mich, die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
vom 11. Dezember 1958 wie folgt zu beantworten: 

Zu den Fragen 1 und 3 

Wertfortschreibungen von Einheitswerten innerhalb eines 
Hauptfeststellungszeitraumes werden seit jeher nur vorge- 
nommen, wenn gewisse, im Bewertungsgesetz festgelegte Wert- 
grenzen überschritten sind. Diese Wertgrenzen wirken sich 
zu Gunsten wie zu Ungunsten der Steuerpflichtigen aus. Mit 
der Frage, wie im einzelnen die Wertgrenzen zu gestalten 
sind, um sowohl den Belangen der Steuerpflichtigen als auch 
den Erfordernissen der Finanzverwaltung auf Einschränkung 
zu starker Arbeitsbelastung durch eine Unzahl von Wertfort- 
schreibungen Rechnung zu tragen, haben sich der Gesetzgeber 
und die Verwaltung wiederholt befaßt. Hierbei ist stets die 
schwierige Frage behandelt worden, ob bzw. in welcher Höhe 
bei Flächenänderungen Wertgrenzen zu bestimmen sind. Bei 
Flächenänderungen besteht nämlich im Gegensatz zu den Wert- 
verschiebungen aus anderen Gründen die Möglichkeit einer 
Erfassung der veräußerten Fläche sowohl beim Veräußerer 
als auch beim Erwerber. Eine zweimalige Besteuerung einer 
abgezweigten Fläche empfinden die Steuerpflichtigen mit Recht 
als unbillig. Andererseits ist es auch möglich, daß veräußerte 
Flächen überhaupt nicht erfaßt werden und damit der Be- 
steuerung ganz entgehen. 

Die beste Lösung wäre, bei jeder Flächenänderung eine Wert- 
fortschreibung auf Seiten des Veräußerers und des Erwerbers 
durchzuführen. Die Praxis hat aber gezeigt, daß durch eine 
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solche Regelung bei der Vielzahl kleiner und kleinster Flächen- 
änderungen die Finanzverwaltung den durch die Wertfort- 
schreibungen bedingten Arbeitsanfall nur sehr schwer be- 
wältigen kann, die Rückstände sidi anhäufen und die Be- 
arbeitung wichtigerer Fortschreibungsfälle dadurch beeinträchtigt 
wird. Es entsprach deshalb einem Anliegen der Praxis, wenn 
durch das Gesetz zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften 
vom 26, Juli 1957 (BGBl I. S. 848) als Voraussetzung für eine 
Wertfortschreibung wegen Flächenänderungen eine Mindest- 
wertgrenze von 1000 DM festgesetzt worden ist. Da die 
Wertgrenze von 1000 DM sowohl für den Veräußerer als auch 
für den Erwerber gilt, treten Doppelbesteuerungen nur ein, 
wenn beim Veräußerer die Wertgrenze nicht überschritten ist, 
beim Erwerber diese Voraussetzung aber erfüllt ist oder die 
Fläche beim Erwerber als neue selbständige wirtschaftliche 
Einheit im Wege der Nachfeststellung erfaßt wird. Umgekehrt 
fällt die veräußerte Fläche für die Besteuerung aus, wenn 
beim Veräußerer die Wertgrenze überschritten ist, beim Er- 
werber hingegen nicht. Fälle der Doppelbesteuerung können 
insbesondere eintreten, wenn die veräußerte Fläche bisher als 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen zu bewerten war, 
diese Fläche aber in der Hand des Erwerbers eine selbständige 
wirtschaftliche Einheit als Bauland bildet. Wenn auch Doppel- 
besteuerungen nicht sehr zahlreich sind, so ist es verständ- 
lich, daß ein Steuerpflichtiger es als unbillig emphndet, wenn 
er Steuern für Grundbesitz bezahlen soll, der ihm nidit mehr 
gehört. Andererseits ist darauf hinzuweisen, daß eine Ver- 
waltungsvereinfachung nur durchgeführt werden kann, wenn 
auch auf Seiten der Steuerpflichtigen gewisse Belastungen in 
Kauf genommen werden. 

Nicht zu verkennen ist, daß sich insbesondere in Gebieten 
mit niedrigen landwirtschaftlichen Hektarsätzen die Mindest- 
grenze von 1000 DM bei Flächenänderungen unbefriedigend 
auswirken kann, weil für eine Wertfortschreibung mitunter 
Flädrenänderungen von mehreren Hektar erforderlich sind. 
Die Erfahrungen in der Zwischenzeit haben audi gezeigt, daß 
die zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung eingeführte 
Mindestgrenze für Wertfortschreibungen bei Flächenänderungen 
zu hoch bemessen ist. Es ist deshalb in dem Referentenent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
bereits vorgesehen, daß die bestehende Mindestgrenze von 
1000 DM auf 500 DM herabgesetzt werden soll. Der Gesetz- 
geber wird somit in Kürze Gelegenheit haben, sich mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen. 

Zu den Fragen 2 und 3 

Klagen darüber, daß die rechtzeitige Wertfortschreibung von 
den Finanzämtern auf Grund der neuen Vorschriften des § 22 
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Abs. 1 des Bewertimgsgesetzes vernachlässigt wird, sind bis- 
her nicht bekanntgeworden. Es mag wohl Vorkommen, daß 
sich in dem einen oder anderen Fall die Fortschreibung des 
Einheitswertes eines Grundstücks verzögert. Das dürfte aber 
in erster Linie auf die angespannte Arbeitslage in den Be- 
wertungstellen der Finanzämter infolge der lebhaften Bau- 
tätigkeit zurückzuführen sein. Angesichts der erheblich an- 
gewachsenen Zahl der zu bearbeitenden Bewertungsfälle sind 
die Finanzämter nicht immer in der Lage, jeden Bewertungs- 
fall in kürzester Frist zu erledigen. Ich werde die Herren 
Finanzminister der Länder jedoch nochmals bitten, die Finanz- 
ämter anzuweisen, Wertfortschreibungen so früh als möglich 
durchzuführen. 


Etzel 



